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Ein Dienstagabend, Mitte Mai.
Die Bibliothek der Universität
Basel ist erwartungsgemäss
voll.DiePrüfungsphasebeginnt
in zwei Wochen. Trotz der in-
tensiven Lernphase leisten sich
mehrere Studierende aber eine
Lernpause, um an einer De-
monstration teilzunehmen.

EinGeschenk für die
Bundesrätin
AufdemVorplatzderUnibiblio-
thek herrscht bei unerwartet
schönemWetter eine gelassene
Stimmung. Eine grosse Gruppe
Demonstrierender versammelt

HelenaQuarck sich gegen 18 Uhr um einen
Tisch. Darauf stehen verschie-
dene Pakete, die mit der Auf-
schrift «Belastungspaket» ge-
kennzeichnet wurden. Eine An-
spielung auf das vom Bund
beschlossene Entlastungspaket
2027. «DiePaketewerdennach-
her der Bundesrätin Karin Kel-
ler-Sutter geschickt», vermutet
eine Studentin.

Die Demonstration mobili-
sierte hauptsächlich damit, der
Universität ein klares Zeichen
gegen eine Erhöhung der Stu-
diengebühren zu setzen. Künf-
tigwerdenderUniversität Basel
nämlich vier bis fünf Millionen
Franken an Bundesgeldern feh-

len. Im Rahmen des Entlas-
tungspakets 2027, mit dem Re-
gierung und Parlament den
Bundeshaushalt stabilisieren
möchten, müssen die kantona-
lenUniversitäten inderSchweiz
jährlich rund 260 Millionen
Franken sparen. Die vom Bund
eingesetzte Expertengruppe
empfahl dabei auch höhere Stu-
diengebühren,umdieFinanzie-
rungsprobleme der Universitä-
ten abzufedern.

Die Erhöhung der Studien-
gebühren ist allerdings «nur»
eine Empfehlung der Experten-
gruppe. Die Universitäten dür-
fen letztlich selber bestimmen,
wie sie die durch die Sparmass-

nahmen entstehenden Löcher
stopfenwollen.

Erhöhung derGebühren
steht nicht zurDebatte
Die Universität Basel scheint
andere Pläne zu haben: Bereits
im September 2025 sagte Uni-
Sprecher Matthias Geering
gegenüber der bz, eine Stu-
dienerhöhung komme für die
Universität Basel zurzeit nicht
infrage.

Eine Erhöhung würde die
Hochschulen im Wettbewerb
um Studierende benachteiligen
und vielen die Finanzierung
ihres Studiums zusätzlich er-
schweren, warnte er. Die Uni-

versität Basel halte an dieser
Meinung fest, bestätigt Geering
nun gegenüber der bz.

Gegenüber dem Onlineme-
dium Bajour äusserte sich Gee-
ringAnfangWocheähnlich.Da-
rauf reagierte das Organisa-
tionskomitee «Bildung brennt»
auf seinem Instagramkanal:
«Wenndas tatsächlich soumge-
setzt wird, wäre es ein voller Er-
folg für uns!»

Das übergeordnete Ziel des
Komitees ist aber trotzEtappen-
sieg nicht erreicht. Es schreibt
weiter: «Unser Ziel ist die Ab-
schaffung der Studiengebüh-
ren: Gratis-Bildung für alle!»
Zudem thematisiert «Bildung

brennt» die Umverteilung der
vom Bund gesparten Gelder. Es
dürfe nicht sein, dass Gelder
von Bildung und Service Public
in dasMilitär flössen, hiess es.

Kantone sollen nunLücken
füllen
Das Komitee richtet seinen
BlicknunaufdiekantonalePoli-
tik. «Wir fordern, dass die Trä-
gerkantone die politische Ent-
scheidung treffen, die Sozial-
kürzungen des Bundes nicht
umzusetzen oder mindestens
zu kompensieren», sagte Elena,
Mediensprecherin von «Bil-
dung brennt», gestern Abend
gegenüber der bz.

Anfang Jahr begann in Binnin-
gen eine fürs Baselbiet einzig-
artige Medienvielfalt. Gleich
zwei Publikationen berichteten
über das gesellschaftliche und
politischeLeben inderGemein-
de. Das neu gegründete «Bin-
ninger Wochenblatt» aus dem
Reinhardt Verlag übernahm die
Aufgabe, die amtlichen Mittei-
lungen der Gemeinde abzudru-
cken. Diese zahlt dem Rein-
hardt Verlag dafür 161'000
Franken pro Jahr. Der Verlag
machte der Gemeinde das bes-
sere, vorallemgünstigereAnge-
bot, nachdem diese vergange-
nes Jahr den Auftrag neu ausge-
schrieben hatte.

Leer ging der «Binninger
Anzeiger» aus, nach über hun-
dert Jahren als offizielles Publi-
kationsorgan der Gemeinde.
Doch die Buchdruckerei Lüdin,
die Besitzerin des Traditions-
blatts, gab nicht auf: Redak-
tionsleiterin Nicole Schweig-
hauser zeigte sich kämpferisch.
Man wolle «nicht mehr so brav
sein», sagte sie im Dezember
dieser Zeitung. «Wir werden

Michel Ecklin

uns frei fühlen, das aufzude-
cken und über das zu berichten,
was wir als offizielles Publika-
tionsorganehernichtkonnten.»
So kam Binningen zu einer un-
verhofften Zeitungsvielfalt.

Nur rund tausendPersonen
wollten zahlen
Doch finanziell ging die Rech-
nung für den «Anzeiger» nicht
auf. In der Ausgabe vom 30. Ap-
ril verkündet die Redaktionslei-

terindas sofortigeEndederZei-
tung, unter dem Titel «So sehr
gekämpftunddochkeineChan-
ce». Weiter schreibt sie: «Dass
das alles nicht einfach wird,
wusstenwir alle.»

Als Herausforderung erwies
sich, die Zeitung effizient nur
noch an Abonnenten zu vertei-
len. Das Blatt hatte nämlich seit
Anfang Jahr den Nachteil, dass
esnichtmehrgratis in alle9000
Binninger Haushalte verteilt

wurde. Dieses Privileg geniesst
das «Wochenblatt» als amtli-
ches Publikationsorgan der Ge-
meinde. Den «Anzeiger» hin-
gegen musste man neu abon-
nieren und bezahlen, um ihn
weiterhin lesen zu können.

Das taten «rund 1000 Bin-
ningerinnen und Binninger, die
an uns geglaubt haben und kein
anderes Publikationsorgan
wollten», schreibt Schweighau-
ser. Die Schuld am Niedergang

der Binninger Medienvielfalt
kann man kaum der lokalen
Politik zuschieben. In den ver-
gangenen Monaten gab es in
Binningen eine Gemeinderats-
ersatzwahl mit zwei Wahlgän-
gen, derzeit tobt der Abstim-
mungskampf um die Überbau-
ung Spiesshöfli. Zusätzlich zu
den nationalen Vorlagen gene-
rierte das in beiden Publikatio-
nen zahlreiche Leserbriefe und
Stellungnahmen von Parteien.
Es gab sogar politische Inserate,
was in der heutigen Medien-
landschaft selten ist.

Reinhardt Verlag dominiert
imUnterbaselbiet
Dennochwaren zwei Zeitungen
für Binningen offenbar eine zu
viel. Was dem «Anzeiger» den
Todesstossversetzte,waren laut
Schweighauser die Kirchen. Be-
reits im Januar habe die Rö-
misch-katholische Kirchge-
meinde beschlossen, ihre Publi-
kationen nicht mehr im
«Anzeiger» abdrucken zu las-
sen. Mitte April beschied die
Evangelisch-reformierte Kir-
che, es sei «zu aufwendig», in
zwei Organen zu publizieren».

Die Redaktionsleiterin beklagt,
dass dies ohne Vorlauf gesche-
hen sei, obwohl sich der Vertrag
eigentlich stillschweigend um
ein Jahr hätte verlängern sollen.
«Uns trifft diese veränderte
Sachlage, vor allem in finanziel-
ler Hinsicht, insMark.»

Das neue «Wochenblatt»
hingegenprofitiertevonderers-
ten Ausgabe an davon, dass der
Reinhardt Verlag bereits zahl-
reiche Lokalblätter herausgibt.
So übernahm er ein bereits be-
stehendes Layout. Inhaltlich
und personell findet ein Aus-
tausch zwischen den verlags-
eigenen Publikationen statt.

Mit dem Verdrängen des
«Binninger Anzeiger» erweitert
der Reinhardt Verlag seine Do-
minanz in der Lokalbericht-
erstattung in der Agglomeration
Basel. Er besitzt nun die amtli-
chen Publikationsorgane im
ganzen Unteren Leimental, in
Pratteln,Muttenz,Allschwil und
Birsfelden, zudem in Riehen
und Bettingen. Nur das Birseck
zwischen Münchenstein und
Pfeffingen deckt das «Wochen-
blatt» von CHMedia ab, zu der
auch die bz gehört.

«Uns trifft
diese
veränderte
Sachlage
insMark.»

Nicole Schweighauser
Redaktionsleiterin
«Binninger Anzeiger»
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Seit Ende des vergangenen Monats Geschichte: Der «Binninger
Anzeiger». Bild: Nicole Nars-Zimmer

Studierende demonstrieren gegen «Belastungspaket»
Sie wollen eine Erhöhung der Studiengebühren in Basel verhindern – und die Semesterbeiträge gar ganz abschaffen.

Die Medienvielfalt dauerte vier Monate
Der «Binninger Anzeiger» hatte ohne amtlicheMitteilungen der Gemeinde keine Chance gegen das neue «BinningerWochenblatt».
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